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Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 05.09.2017

Beratungsfolge Gremium Zustdndigkeit Datum Status
Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung 14.09.2017 o)
Stadtrat Entscheidung 27.09.2017 o)
Betreff:

Bauleitplanverfahren "B 158/ 2.A" (Satzungsbeschluss)
Bebauungsplan "Hochschulerweiterung siidlich des Europakreisels - 2. Anderung (B 158/ 2.A)"

hier: - Behandlungs der Stellungnahmen gemaf § 3 Abs. 2 BauGB
- Satzungsbeschluss gemaf} § 10 BauGB

Dem Oberbiirgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen
Mainz, 17.08.2017
gez. Marianne Grosse

Marianne Grosse
Beigeordnete

Mainz,

Michael Ebling
Oberbiirgermeister

Beschlussvorschlag:

Der Stadtvorstand, der Bau- und Sanierungsausschuss empfehlen, der Stadtrat be-
schlief3t:

1. die Zurtickweisung bzw. Aufnahme der Stellungnahmen aus der ersten und der zwei-
ten Offenlage gemal} § 3 Abs. 2 BauGB,

2. unter Abwagung der privaten und 6ffentlichen Belange den o. g. Bebauungsplanent-
wurf gemal § 10 BauGB als Satzung mit Begrindung.




1. Sachverhalt/ Planungserfordernis

Die erforderliche interne ErschlieBung (Sekundarerschlieung) des Hochschulerweiterungs-
geldndes sidlich des Europakreisels sollte urspriinglich flexibel gehalten werden. Deshalb
wurden im Bebauungsplan "B 158/ 1. A" hierzu keine zeichnerischen Festsetzungen getrof-
fen. Die Realisierung einer Sekundarerschliefung sowie die Kreuzung der Sekundarer-
schlieBung mit den innerhalb des Gebiets verlaufenden Verkehrs- und Griinkorridoren
(StraRenbahn, FuBwegeachsen, Griinachsen) ist im Bebauungsplan "B 158/ 1. A" bisher auf
der Grundlage einer textlichen Festsetzung zuldssig.

Zur Umsetzung der SekundarerschlieBung wurden Gesprache mit den privaten Grundstiick-
seigentiimern/innen tiber den Ankauf bzw. {iber die Neuverteilung von Grundstiicken ge-
flihrt. Diese Vorgehensweise ist jedoch ins Stocken geraten, weil mit den Eigentiimern/ in-
nen bislang keine Einigung erzielt werden konnte. Hierdurch wird die Planung und Umset-
zung der SekundarerschlieBung und damit auch die Moglichkeit der Ansiedlung von neuen
Unternehmen innerhalb der beiden nérdlichen Quadranten stark verzégert bzw. sogar un-
terbunden.

Aufgrund der Stagnation der beschriebenen Vorgehensweise ist es sinnvoll, ein konventio-
nelles Umlegungsverfahren durchzufiihren. Hierzu sind die im Bebauungsplan "B 158/ 1. A"
ausschlieilich textlich festgesetzten inneren ErschlieBungsflachen (sog. Sekundarerschlie-
3ung) jedoch rechtlich nicht ausreichend. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes

"B 158/ 2. A" sollen deshalb die bereits im Bebauungsplan "B 158/ 1. A" zuldssigen quar-
tiersinternen Erschlieungsanlagen zur verkehrlichen ErschlieBung der einzelnen Quadran-
ten planerisch konkretisiert und hierdurch die Rahmenbedingungen des § 45 ff BauGB fiir
ein Umlegungsverfahren nach Baugesetzbuch geschaffen werden.

2. Bisheriges Verfahren
2.1 Aufstellungsbeschluss / Beschluss "Planstufe I"

Der Stadtrat fasste in der Sitzung am 16.03.2016 den Aufstellungsbeschluss gemaf} § 2
Abs.1 BauGB fiir den Bebauungsplan "B 158/ 2. A". Gleichzeitig wurde der Bebauungsplan-
entwurf "B 158/ 2. A" in "Planstufe I" und die Durchfiihrung der friihzeitigen Biirgerbeteili-
gung beschlossen. Dariiber hinaus wurde beschlossen, das Bebauungsplanverfahren im
vereinfachten Verfahren gemaf § 13 BauGB durchzufiihren.

In Anwendung von § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB wurde auf die friihzeitige Unterrichtung und Er-
orterung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaf3 § 4 Abs. 1 BauGB
verzichtet.

2.2 Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Von der Moglichkeit, im Rahmen des vereinfachten Verfahrens auf die Durchfiihrung der
friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gemaf § 3 Abs. 1 BauGB zu verzichten, wurde
kein Gebrauch gemacht. Um eine umfassende Information der Biirgerschaft zu gewahrleis-
ten, wurde im Zeitraum vom 19.04.2016 bis 06.05.2016 die friihzeitige Beteiligung der Of-
fentlichkeit gemaf} § 3 Abs. 1 BauGB im Aushangverfahren durchgefiihrt.
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Anregungen aus der Biirgerschaft wurden in diesem Verfahrensschritt keine vorgebracht.
Der Vermerk iiber die frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit liegt der Beschlussvorlage
als Anlage bei.

2.3 Anhorverfahren

Die Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gemaf3
§ 4 Abs. 2 BauGB wurde im Zeitraum vom 23.05.2016 bis 30.06.2016 durchgefiihrt.

Im Nachgang zum Anhdrverfahren wurde die Entwurfsplanung fiir die Sekundarerschlie-
3ung, welche Grundlage fiir die Festsetzung der 6ffentlichen Verkehrsflachen ist, gegeniiber
der "Planstufe I" nochmals optimiert. Durch die geplante EinbahnstraRenregelung in Teilab-
schnitten der beiden RingerschlieBungen konnte der erforderliche Flachenbedarf fiir die Er-
schlieBungsflachen nochmals erheblich reduziert werden.

Der Vermerk tiber das Anhorverfahren liegt dieser Beschlussvorlage als Anlage bei.

2.4 Offenlage

Aufgrund der Uberpriifung des Flichenbedarfs fiir die im Plangebiet erforderlichen FuBwege
wahrend des Stadionbetriebes (Verkehrsmonitoring) und der zwischenzeitlich fortgeschrit-
tenen Planung der Briicke iber die Saarstraf3e sind im ndrdlichen Teil des Bebauungsplan-
gebietes weniger Flachen fiir die Fufigangerfiihrung erforderlich. Diese nicht bendtigten Fla-
chen konnten im Bereich des nordwestlichen Quadranten dem Sondergebiet "Hochschule
und hochschulnahes Gewerbe" zugeschlagen und so die "liberbaubaren Grundstiicksfla-
chen" erhoht werden. Die Festsetzungen hierzu wurden deshalb ausschlieBlich fiir den Be-
reich des nordwestlichen Quadranten angepasst.

Die seitens der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange vorgebrachten The-
menbereiche wurden bereits iberwiegend in den vorhergehenden Verfahrensschritten un-
tersucht und abgearbeitet bzw. waren bereits in den Vorgangerverfahren "B 158" bzw.

"B 158/ 1.A" Gegenstand von Untersuchungen. Anderungen der Festsetzungen ergaben
sich hieraus nach der ersten Offenlage nicht.

2.5 Erneute Offenlage

Aufgrund der unter Punkt 2.4 beschriebenen Anderungen im nérdlichen Teil des Bebau-
ungsplangebietes war eine erneute Offenlage des Bebauungsplanentwurfes "B 158/ 2. A"
erforderlich. Den Beschluss zur Durchfiihrung einer erneuten Offenlage des Bebauungspla-
nentwurfes "B 158/ 2. A" fasste der Bau- und Sanierungsausschuss in der Sitzung am
04.05.2017.

Die erneute Offenlage des Bebauungsplanentwurfes "B 158/ 2. A" wurde im Zeitraum vom

06.06.2017 bis einschlieBlich 17.07.2017 durchgefiihrt. Seitens der Biirgerschaft wurden
in diesem Verfahrensschritt keine Stellungnahmen vorgebracht.
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Die seitens der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange vorgebrachten The-
menbereiche waren liberwiegend bereits im Zuge der ersten Offenlage Arbeits- und Unter-
suchungsgegentand. Anderungen der Festsetzungen ergaben sich hieraus nicht.

Die in den beiden Offenlage-Zeitraumen vorgebrachten Stellungnahmen wurden in einem
gemeinsamen Vermerk zusammengefasst. Dieser liegt der Beschlussvorlage als Anlage bei.
3. Weiteres Verfahren

Da alle erforderlichen Verfahrensschritte durchgefiihrt worden sind, kann der Satzungsbe-
schluss fiir den Bebauungsplanentwurf "Hochschulerweiterung siidlich des Europakreisels -
2. Anderung (B 158/ 2.A") gefasst werden.

4. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen

Im Rahmen des Verfahrens wurden keine diesbeziiglichen Anregungen vorgebracht. Auf-
grund der festgesetzten Planinhalte sind keine geschlechtsspezifischen Folgen erkennbar.
5. Partnerschaftliche Baulandbereitstellung

Die auf der Grundlage des Bebauungsplanes "B 158/ 2. A" erfolgten Anderungen und Er-
gdnzungen ziehen kein Verfahren der partnerschaftlichen Baulandbereitstellung nach sich.
6. Kosten

Seitens der stadtischen Fachamter wurden gegeniiber der im Bebauungsplan "B 158/ 1.A"
entstehenden Kosten keine zusatzlichen Kosten benannt.

Anlagen:

- Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. A"

- Begriindung zum Bebauungsplanentwurf "B 158/ 2. A"

- Vermerk iiber die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
- Vermerk tiber das Anhérverfahren

- Vermerk iiber die Offenlage und die erneute Offenlage

Seite 4 von 4



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

